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Brennpunkt

AUS DEM INHALT

 Brennpunkt

 Aus den Ländern

 In eigener Sache

Zauberwort „Bestands-
schutz“ – Was ist dran? 
Wann wirkt er?
Bestandsschutz ist ein oft verwendeter 

Begriff . Die Ausführungen zu folgenden 

Punkten sollen Hilfestellung zur Klärung 

des Begriff s geben:  Wer kann wann Be-

standsschutz in Anspruch nehmen? Wie ist 

der Geltungsbereich defi niert und welche 

Voraussetzungen müssen erfüllt sein? Was 

ist an der Schnittstelle zum Brandschutz 

und zur Arbeitssicherheit zu beachten?

Beispiel: Das Gebäude der geisteswis-

senschaftlichen Fakultät an der staatli-

chen Hochschule Musterstadt wurde 1786 

erbaut und wurde seit 1975 nicht mehr 

verändert. Die Räumlichkeiten werden 

für Seminare und für die Verwaltung ge-

nutzt. Durch die örtliche Feuerwehr oder 

die Bauaufsicht wird eine Brandschau an-

gekündigt und durchgeführt. Im Rahmen 

der Begehung werden diverse Defi zite be-

anstandet und aufgenommen. Die Behe-

bung der Mängel würde einen fünfstelli-

gen Investitionsbedarf nach sich ziehen. 

Kann hier seitens des Hochschulleiters das 

Argument: „Hier haben wir doch sicherlich 

Bestandsschutz!“, verbunden mit der Mei-

nung, dass keine Finanzen vorhanden sind 

und daher auch keine bereit gestellt wer-

den können und – wegen des Bestands-

schutzes – er sich auch nicht darum bemü-

hen muss, mit Erfolg angeführt werden? 

Wer kann Bestandsschutz in Anspruch 

nehmen? Der Begriff  des Bestandschutzes 

ist in keiner baurechtlichen Vorschrift ex-

plizit geregelt. „Bestandsschutz“ folgt di-

rekt aus Art. 14 des Grundgesetzes. „Be-

standsschutz“ nach Art. 14 GG (Grundrecht 

auf Eigentum) ist aber ausschließlich als 

Abwehrargument privater Bürger gegen 

Nachrüstungsaufl agen der hoheitlichen 

Bauaufsicht zu verstehen. „Das Grund-

recht auf Eigentum steht daher grund-

sätzlich nicht für juristische Personen des 

öff entlichen Rechts zur Verfügung, soweit 

sie öff entliche Aufgaben wahrnehmen 

…“ (BVerfGE 21, 362-Sozialversicherungs-

träger). „Bestandsschutz“ kann deshalb 

nur ein privater Bürger gegen den Staat 

für sein Privateigentum geltend machen. 

Gebäude im Eigentum öff entlicher Ge-

bietskörperschaften (Bund, Länder, Kom-

munen) und von diesen getragenen Or-

ganisationen sind daher von Verfassung 

wegen ausgenommen. Insofern kommt es 

für den konkreten Fall darauf an, ob es sich 

um eine staatliche Hochschule handelt 

oder um eine in privater Trägerschaft, etwa 

einer Stiftung privaten Rechts. 

Für das Beispiel der staatlichen Hoch-

schule Musterstadt bedeutet dies: Be-

standsschutz kann nicht geltend gemacht 

werden.

Mit dieser Aussage könnte der Artikel 

für die öff entlichen Hochschulen beendet 

werden. Zur grundsätzlichen inhaltlichen 

Klärung und Anwendung des Begriff s und 

somit zum besseren Verständnis, für Hoch-

schulen in privater Trägerschaft und um 

die Schnittstellen zum Brandschutz und 

zur Arbeitssicherheit zu betrachten, sollen 

noch einige weiterführende Informatio-

nen geliefert werden. 

Inhaltliche Klärung des Begriff s
Geltungsbereich: Bestandsschutz im Be-

reich des Baurechts ist nur auf bauliche 

Anlagen zu beziehen. Nach der Muster-

bauordnung § 2 Abs. 1 sind bauliche An-

lagen wie folgt defi niert: „Bauliche Anla-

gen sind mit dem Erdboden verbundene, 

aus Bauprodukten hergestellte Anlagen; 

eine Verbindung mit dem Boden besteht 

auch dann, wenn die Anlage durch eige-

ne Schwere auf dem Boden ruht oder auf 

ortsfesten Bahnen begrenzt beweglich 

ist oder wenn die Anlage nach ihrem Ver-

wendungszweck dazu bestimmt ist, über-

wiegend ortsfest benutzt zu werden.“ Für 

eine konkrete technische Anlage (z. B. 

eine Brandmeldeanlage) kann daher im 

eigentlichen Sinne kein Bestandsschutz 

geltend gemacht werden, da es sich nicht 

um eine bauliche Anlage als Ganzes han-

delt. 

Voraussetzungen: Der Bestandsschutz 

verfolgt das Ziel, dem privaten Eigentü-

mer einer einmal rechtmäßig errichteten 

oder bestehenden baulichen Anlage vor 

dem Verbrauch seines Vermögens durch 

(immer neue) nachträgliche staatliche 

Anforderungen (z. B. infolge Gesetzesän-

derungen) zu sichern. Bestehende bauli-

che Anlagen und Nutzungen können so 

weiter bestehen, auch wenn sie den aktu-

ellen rechtlichen Forderungen nicht mehr 

Stand halten. Zwei Vorrausetzungen sind 

dabei zu erfüllen: 
- Die bauliche Anlage entsprach zum Zeit-

punkt ihrer Errichtung oder zu einem an-

deren Zeitpunkt in der Vergangenheit ein-

mal vollständig dem damals gültigen Recht 

(= materiell rechtmäßig). Bemerkung: Dies 

muss beweisen, wer sich auf „Bestands-

schutz“ beruft; dann ist u. a. auch nach-

zuweisen, dass die Nebenbestimmungen 

(Aufl agen) der vorhandenen Baugenehmi-

gung vollständig eingehalten wurden. 
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gument des Bestandsschutzes gegen eine 

notwendige Brandschutznachrüstung mit 

dem Ziel, Leben und Gesundheit zu schüt-

zen, ebenfalls nicht angewendet werden 

kann. 

Bestandsschutz und arbeitssicherheits-

relevante Anforderungen: Wie bereits er-

wähnt, bezieht sich der Bestandsschutz 

auf bauliche Anlagen und kann unter den 

beschriebenen Voraussetzungen ange-

wendet werden. Wird die Frage auf weitere 

arbeitssicherheitsrelevante Anlagen aus-

geweitet, ist der § 3 (Abs. 1) des ArbSchG 

anzuwenden. Dort heißt es bei den Grund-

pflichten des Arbeitgebers: „Der Arbeit-

geber ist verpflichtet, die erforderlichen 

Maßnahmen des Arbeitsschutzes unter 

Berücksichtigung der Umstände zu tref-

fen, die Sicherheit und Gesundheit der Be-

schäftigten bei der Arbeit beeinflussen. Er 

hat die Maßnahmen auf ihre Wirksamkeit 

zu überprüfen und erforderlichenfalls sich 

ändernden Gegebenheiten anzupassen. 

Dabei hat er eine Verbesserung von Sicher-

heit und Gesundheitsschutz der Beschäf-

tigten anzustreben.“ Daher gilt auch hier: 

Risikoprävention geht vor Bestandsschutz. 

Hinweis: Ziel dieser Darstellung ist es, 

einen Überblick über die Anwendung des 

Bestandschutzes zu geben. Eine vollum-

fassende abschließende (rechtliche) Beur-

teilung kann, soll und wird nicht mit den 

hier genannten Informationen erreicht. Im 

konkreten Bedarfsfall ist immer eine Ab-

klärung des Einzelfalls unter juristischer 

Beurteilung notwendig. (uk; in Abstim-

mung mit RA Norbert Küster)

Hintergrund: Referat von RA Norbert Küster 

am 31.05.2011 auf der 36. Jahresfachtagung 

der VDSI-Fachgruppe Hochschulen und wis-

senschaftliche Institutionen an der Fach-

hochschule Münster.

Vernetzung in Berlin und 
Brandenburg 

Auf Initiative der TU Berlin und der Chari-

té fand am 05.09.2011 in Berlin ein Treffen 

- Die bauliche Anlage ist seit diesem Zeit-

punkt weder substantiell noch hinsichtlich 

des Nutzungszwecks verändert worden. 

Wurden an der baulichen Anlage hinsicht-

lich des baulichen Bestandes oder im Hin-

blick auf den Nutzungszweck zu einem spä-

teren Zeitpunkt wesentliche qualitative oder 

quantitative Änderungen vorgenommen, er-

lischt der Bestandsschutz von selbst. Verglei-

che folgende Abbildung.
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Abb.:    Klärung Bestandschutz

Bestandschutz an den Schnittstellen zum 
Brandschutz und zur Arbeitssicherheit
Bestandsschutz und Brandschutz: Der Be-

standschutz wird oft mit dem Thema 

Brandschutz gemeinsam diskutiert und 

als Argument verwendet, wenn es um in-

vestitionsrelevante Anforderungen zur Er-

tüchtigung der Gebäude geht. Werden im 

Zusammenhang von Brand(sicherheits)-

schauen Mängel festgestellt, kann hin-

sichtlich des Bestandsschutzes folgendes 

geäußert werden: Brandsicherheitsschau-

en dienen dem Vergleich der baulichen 

Anlage im vorgefundenen besichtigten 

Zustand mit dem genehmigten Zustand. 

Stimmt dieser überein, kann sich der (pri-

vate) Eigentümer grundsätzlich auf Be-

standsschutz berufen. Es sei denn, der vor-

gefundene Zustand birgt für das Leben 

und die Gesundheit der Gebäudenutzer 

eine akute Gefahr, insbesondere für einen 

etwaigen Brandfall. Und beim Brandschutz 

gilt häufig die Prämisse: Die Maßnahme 

ist erforderlich, um konkrete Gefahren für 

Leib und Leben der Gebäudenutzer abzu-

wehren bzw. solchen vorzubeugen. Da mit 

dem Ausbruch eines Brandes in einem Ge-

bäude jederzeit zu rechnen ist (Oberver-

waltungsgericht (OVG) Münster) und es, 

wenn es erst einmal angefangen hat zu 

brennen, für die Anordnung vorbeugender 

Verwaltungsanweisungen (Auflagen) der 

Bauaufsicht zu spät ist (Verwaltungsge-

richtshof (VGH) Kassel), besteht bereits 

bei erkennbaren, nicht erst bei bauauf-

sichtlich festgestellten Mängeln hinsicht-

lich des Brandschutzes in einem Gebäude 

ohne weiteres eine „akute Gefahr für Le-

ben und Gesundheit der Gebäudenutzer“, 

so dass die Bauaufsicht Nachrüstungs- und 

bei entsprechender Lage auch Stillegungs-

maßnahmen sowie deren sofortigen Voll-

zug anordnen kann. Zum Beispiel steht im 

§ 99 (Abs. 2) der Landesbauordnung (LBO) 

Niedersachen zu „Anforderungen an be-

stehende und genehmigte bauliche Anla-

gen“: „Die Bauaufsichtsbehörde kann eine 

Anpassung verlangen, wenn dies zur Erfül-

lung der Anforderungen des § 1 Abs. 1 er-

forderlich ist. (§ 1 Abs. 1: Schutz von Leben, 

Gesundheit und der natürlichen Lebens-

grundlagen). Genau bei dieser Sachlage, 

Gefahr für Leben und Gesundheit, wirkt 

dann die Berufung auf „Bestandsschutz“ 

von Verfassung wegen nicht mehr. Denn 

mit der Berufung auf den Schutz des Pri-

vateigentums (Art. 14 GG) kann aus unserer 

Verfassungsordnung nicht begründet wer-

den, dass eine Gefährdung von Leben und 

Gesundheit der Mitmenschen (Art. 2 GG) 

hingenommen werden muss. Insoweit 

steht Art. 2 GG über Art. 14 GG. 

Für unser Beispiel der Hochschule Mu-

sterstadt bedeutet es daher, dass das Ar-

Aus den Ländern
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der (beauftragten) Fachkräfte für Umwelt-

schutz in Hochschulen und Forschungs-

einrichtungen der Region Berlin–Branden-

burg statt. Anlass für diese Initiative war 

die Erkenntnis, dass in den zahlreichen Ein-

richtungen viele umweltrelevante Aktivi-

täten existieren, die nach außen nicht be-

kannt sind, aber dennoch Übertragbarkeit 

besitzen (Transfer ermöglichen) und somit 

positive Auswirkungen auch in anderen 

Einrichtungen entfalten können. Zudem 

bestand der Wunsch, den Beitrag zum Um-

weltschutz für die Region Berlin-Branden-

burg gegenüber der interessierten Öffent-

lichkeit darzustellen. 

Insgesamt 28 Teilnehmende aus 21 Ein-

richtungen waren der Einladung gefolgt 

und machten deutlich, dass  ein organisier-

ter Austausch auf starkes Interesse stößt. 

Der Wunsch nach besserer Vernetzung ist 

groß.

 Dieses Interesse gilt insbesondere für 

die kleineren Einrichtungen, in denen das 

Fachpersonal sich als alleiniger Generalist 

nicht in der gewünschten Tiefe in spezi-

fische Themen des Umweltschutzes einar-

beiten kann. 

 Die Teilnehmenden verständigten sich 

sehr schnell auf die grundsätzlichen Ziele 

und aktuelle Themen, die es dialogorien-

tiert zu vertiefen gilt. Hierzu zählen insbe-

sondere 

•	 Verwertung	von	Restabfall

•	 Möglichkeiten	der	Motivation	zum	Energie-

sparen

•	 Umweltkommunikation

•	 Gemeinsame	 Ausschreibungen	 (Energie,	

Abfall)

Einigkeit existierte darin, den jetzt begon-

nen Austausch zu verstetigen und zwei 

Treffen pro Jahr durchzuführen, auf denen 

ausgewählte Themen detaillierter erörtert 

werden. Weitere Hochschulen und wissen-

schaftliche Einrichtungen aus der Regi-

on sind herzlich eingeladen.  Das nächste 

Treffen ist auf Ende März 2012 terminiert. 

HIS wurde gebeten, in dem Netzwerk den 

Transfer zu Aktivitäten auf Bundesebene 

sicher zu stellen. (jm)

	M. Walter von Loebenstein, TU Berlin, ma-

rianne.walther@tu-berlin.de; Dr. J. Ro-

manski, TU Berlin, SDU@tu-berlin; T. Voi-

gt, Charité Berlin, T.Voigt@charite.de

Hochschule Darmstadt 
ausgezeichnet

Die Hochschule Darmstadt ist im Rahmen 

des Energiesparwettbewerbs „Energie Cup 

Hessen“ mit dem „Sonderpreis Hochschu-

len“ ausgezeichnet worden. Seit Mai 2010 

hatten sich insgesamt 29 Teams aus hes-

sischen Landesbehörden mit 41 Landes-

liegenschaften ein Jahr lang am Energie 

Cup Hessen der Landesregierung beteiligt. 

Die Hochschule Darmstadt wurde für ihre 

Wärmeenergieeinsparungen von 14  % im 

Architekturgebäude Atrium ausgezeich-

net. Der Energiesparwettbewerb war Bau-

stein der 2009 ins Leben gerufenen Kli-

maschutzstrategie der Landesregierung 

„CO2-neutrale Landesverwaltung“. 

Für die Teilnahme am Wettbewerb hat-

te die Hochschule Darmstadt ein Energie- 

sparteam aus insgesamt acht Beschäf-

tigten gebildet: Neben drei Mitarbeiten-

den aus der Abteilung Bau und Liegen-

schaften arbeiteten die Hausmeister der 

beteiligten Gebäude, der Beauftragte für 

Umwelt und Sicherheit sowie zwei Labo-

ringenieure aus den jeweiligen Fachbe-

reichen im Projektteam.

Für den Wettbewerb wurden zwei bis-

her nicht energetisch optimierte Gebäu-

de ausgewählt. Während des Wettbewerbs 

durften keine energetischen Optimie-

rungen vorgenommen werden. Die not-

wendigen Messmöglichkeiten für den En-

ergieverbrauch waren vorhanden, und die 

Teilnehmenden konnten ihre Verbrauchs-

werte für verschiedene Zeiträume erfassen 

und vergleichen. Mit der einleitenden Ist-

Analyse konnte ermittelt werden, wie sich 

die Grundlast verteilt und welche Sparpo-

tentiale möglich sind.

Da der Fokus des Wettbewerbs auf 

einem veränderten Nutzerverhalten lag, 

stand vor allem das Motivieren der Hoch-

schulmitarbeiter und Studierenden zum 

Energiesparen im Vordergrund. „Die Nut-

zer sind letztendlich diejenigen, die Ein-

sparpotentiale heben müssen. Oftmals ist 

aber gar nicht bekannt, was das eigene 

Handeln bewirkt“, so Achim Reichard (Ab-

teilung Bau und Liegenschaften). Zur In-

formation und Motivation wurden meh-

rere Kampagnen durchgeführt, die gezielt 

das energetische Fehlverhalten der Nutzer  

korrigierten ( z. B. „Nachtruh-Fenster zu“ , 

„Gelbe Karte vom Hausmeister“).

Insgesamt zieht die Hochschule Darm-

stadt ein sehr positives Fazit. Obwohl die 

Kosten für Messtechnik und Informati-

onskampagne durch das geringe Bud-

get sehr beschränkt waren, ist der Lern-

effekt für die Hochschule Darmstadt sehr 

groß. Die größten Energieeinsparpoten-

tiale wurden erkannt; diese sind das Sen-

ken der Grundlast durch das Anpassen an 

die tatsächlichen Nutzungszeiten und das 

weitgehende technische Ausschließen 

von Nutzerfehlverhalten. Außerdem ist er-

kannt worden, dass Studierende und Mit-

arbeiter zu jeder Zeit wissen sollten, was 

das Gebäude, in dem sie sich befinden, 

gerade verbraucht. Ziel der Hochschule  

Darmstadt wird es nun sein, ein konstantes 

Energie-Monitoring für alle Gebäude ein-

zurichten. (jm)

	A. Reichard, Hochschule Darmstadt

 achim.reichard@h-da.de

Auswertung der Befragung 
zur Kundenzufriedenheit

Im Juli und August diesen Jahres haben 

wir Sie im Rahmen einer Umfrage gebe-

ten, uns Ihre Einschätzung zu Themen, Ver-

änderungen und zur Zufriedenheit mit un-

serer Dienstleistung zu geben. Für die für 

uns sehr zufriedenstellende Beteiligungs-

quote von 24 % (280 Personen), für Ihre 

Anregungen und Ideen möchten wir uns 

recht herzlich bei Ihnen bedanken. Mit Ih-

rer Rückmeldung und Meinung ist es uns 

möglich, auch zukünftig unser Angebot 

auf ihre Bedürfnisse ausrichten zu können. 

In eigener Sache
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Entwicklung: aktuelle & zukünftige Themen
(Mehrfachnennungen möglich)

aktuell zukünftig

Wir hatten Sie konkret nach Kriterien zum 

wöchentlichen Newsletter und zum vier-

teljährlichen Mitteilungsblatt befragt.

90 % der Befragten sind sehr zufrie-

den und zufrieden („++“ bzw. „+“) mit die-

sem Angebot. Auch die Organisation von 

Veranstaltungen wurde 85 % mit „(sehr) 

zufrieden“ eingestuft. Das zeigt uns, dass 

diese Leistungen in Anspruch genommen 

werden und gibt uns eine positive Bestäti-

gung, in diese Richtung weiter zu arbeiten. 

Die Zufriedenheit mit unserem Ange-

bot ist im Diagramm 1  verdeutlicht.

 Für die Erstellung des Newsletters gab 

es einige Anregungen, z. B. einen län-

geren Rhythmus für die Versendung an-

zustreben. Diese Anregung nehmen wir 

ernst und werden diese mit den Kriterien: 

Gewährleistung der Aktualität und keine 

Überfrachtung der Themenmenge sorgfäl-

tig gegeneinander abwägen.

Unser Ziel mit dem Newsletter ist es, Ih-

nen eine Zusammenfassung aus aktuellen 

Nachrichten, abgestimmt auf den Hoch-

schulbereich, zu geben.

Das Themenspek-

trum ist daher 

grundsätzlich auch 

davon abhängig, 

welche Themen ge-

nerell im Arbeits-, 

Gesundheits- und 

Umweltschutz disku-

tiert werden. 

Das Mitteilungs-

blatt ist für uns da-

gegen ein Medium, 

um Hintergründe, 

Auslegungen und 

Stellungnahmen zu 

ausgewählten The-

men aufzuarbeiten. 

Als Zielstellung ha-

ben wir für uns for-

muliert, verstärkt auf 

die Ausgewogen-

heit der Themen zu 

achten. Den An-

teil „Umsetzungen 

und Meinungen aus 

Hochschulen“ zu be-

stimmten Themen 

wollen wir bewusst stärker forcieren. Und 

hier sind wir auch auf Ihre Mitwirkung an-

gewiesen. Bitte melden Sie sich, wenn Sie 

mit einem Beitrag zur Themenvielfalt des 

Mitteilungsblattes beitragen können und 

wollen. 

Als Hinweis sei hier noch einmal er-

wähnt, dass alle Nachrichten aus dem 

Newsletter in einer Datenbank (http://

www.his.de/abt3/ab34/infoseite_umwelt-

schutz/Nachrichten) hinterlegt sind und 

Sie gezielt nach Stichworten eine Such-

anfrage starten können. Und auch das 

Mitteilungsblatt steht als PDF auf unseren 

Internetseiten (http://www.his.de/publi-

kation/mitteilung) zum Download bereit.

Bei der konkreten Zusammenarbeit mit 

Hochschulen in Vor-Ort-Projekten wollen 

wir zukünftig gemeinsam mit dem Pro-

jektpartner verstärkt nach Ende eines Pro-

jektes in die Evaluation gehen. Mittels die-

ses Instruments ist es unser Ziel, genauer 

zu hinterfragen, wie die Zufriedenheit in 

der Zusammenarbeit mit uns ist und wie 

wir die Projektdurchführung und den Pro-

jektnutzen verbessern können. 

Ein weiterer Schwerpunkt in der Befra-

gung war, welche Themen Sie aktuell und 

zukünftig in Ihrer Hochschule beschäfti-

gen. Das Ergebnis zeigt, dass die gesamte 

Bandbreite vom Umweltschutz bis zum 

Bedrohungsmanagement Themen sind, 

mit denen Sie sich auseinandersetzen. 

Und auch die Individualität zeichnet sich 

bei der konkreten Benennung von Inhal-

ten ab: jede Hochschule hat ihre speziellen 

Themen. Ein anderes Ergebnis ist, dass die 

klassischen Themen wie Abfall, Gefahr-

stoffe und Gefährdungsbeurteilungen 

auch zukünftig aktuell bleiben werden. 

Viele Hochschulen sind ebenfalls dabei, 

ein Gesundheitsmanagement aufzubau-

en, in dem sie z. B. Arbeitsgruppen bil-

den oder Gesundheitstage organisieren. 

Die häufige Nennung der Themen Brand-

schutz und Notfallmanagement gibt uns 

den Anlass, diese Inhalte bei einer zukünf-

tigen Tagung verstärkt in den Mittelpunkt 

zu stellen und zentral aufzunehmen. 

Die Verteilung der Themen wird im Dia-

gramm 2 aufgezeigt. (uk/ih)

Diagramm 1:     Zufriedenheit – Qualität der Dienstleistungen

Diagramm 2:     Entwicklung – aktuelle und zukünftige Themen


